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E Innen, Außen- und Rechtspolitik

E Innen, Außen- und Rechtspolitik

E1

Beschluss
Annahme in geänderter Fassung

Streumunition

Der Landesparteitag möge beschließen:

Wir begrüßen die Position der Bundesregierung, keine Streumunition an die Ukraine zu liefern.

Wir fordern alle politisch Verantwortlichen auf, das am 1. August 2010 in Kraft getretene Inter-

nationale Übereinkommen über Streumunition zu beachten und demWortlaut und Sinn des

Übereinkommens entsprechend aktiv zu vertreten.

Überweisen an

Bundesparteitag

E2

Beschluss
Überweisung

Für humane Migrationspolitik - GEAS Reform nur fair und sozial-
demokratisch

Der Landesparteitag möge beschließen:

1. Das Sterben an den EU-Außengrenzen beenden
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I Initiativeanträge

Wir fordern: - sichere Fluchtrouten schaffen - Frontex abschaffen - Schaffung einer

EU-Rettungsmission - keine Grenzverfahren an EU-Außengrenzen - keine Lager an EU-

Außengrenzen - keine Kriminalisierung von ziviler Seenotrettung - Rechtsstaatliche Prinzipien

(wie Zugang zu Anwält:innen, faire Verfahren, Widerspruchsmöglichkeiten) wahren Geflüch-

tete ankommen lassen - Bleibeperspektiven schaffen

2. Geflüchtete ankommen lassen -Bleibeperspektiven schaffen

Wir fordern: - echte Bleibeperspektiven - Erleichterung von Familienzusammenführungen und

die Abschaffung von Kettenduldungen - keine Verlängerung der Überstellungsfristen - stär-

kung zivilgesellschaftlicher Akteure - flächendeckende Bildungs- und Integrationsangebote -

ausreichende Finanzierung und Unterstützung der Kommunen in Hinsicht auf Wohnungen

und Bildungs- sowie Ausbildungsangebote - Rechtsbeistand für Asylbewerber:innen Solidari-

sches Europa schaffen und verteidigen

3. Solidarisches Europa schaffen und verteidigen

Wir fordern: - Rechtsstandards dürfen bei den Verfahren an den Außengrenzen nicht umgan-

gen werden. Pushbacks und gewaltsame Übergriffe von Grenzschützern gegen Geflüchtete

sind illegal. Deshalb unterstützen wir das ausgeweitete Mandat zum Menschenrechtsmoni-

toring, wie es die S&D-Fraktion im EP-Mandat zur Screening-Verordnung durchgesetzt hat.

- Wir unterstützen die Verhandlungsposition des Europäischen Parlaments, dass die Anwen-

dung von Grenzverfahren durch dieMitgliedsstaaten der EU freiwillig bleibt. Auch dies war ein

Erfolg der S&D-Fraktion. - keine nachteiligen Kompromisse für Geflüchtetemit Diktaturen und

Autokraten, die die Rechte von Geflüchteten beschneiden und Menschenrechte systematisch

ignorieren - keine Absenkung der Anforderung an sogenannte “sichere Drittstaaten” - Einstu-

fung eines Landes als sicherer Drittstaat nach einheitlichen Kriterien von der EU-Kommission

bestätigt werden müssen. - Einheitliche Kriterien, für Verbindungen zwischen möglichen si-

cheren Drittstaaten und Schutzsuchenden. Keinesfalls darf lediglich die Durchreise als einzi-

ges verbindendes Element gelten. - kein Freikaufen von EU-Staaten von der Unterbringung Ge-

flüchteter - Reformierung des gescheiterten Dublin-Systems in Zusammenarbeit mit Organi-

sationen der “Geflüchteten-Hilfe” und “Selbstvertretungen”

Überweisen an

Landesparteirat, Landesvorstand
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Beschluss I1

I Initiativeanträge

I1

Beschluss
Annahme in geänderter Fassung

Resolution: Stärkung des Friedens und der Sicherheit im Nahen
Osten und Bekämpfung des Antisemitismus

Das gegenwärtige Klima der Gewalt und des Hasses, das in den jüngsten Angriffen der

Hamas auf Israel zum Ausdruck kommt, erfüllt uns mit großer Sorge. Die brutale Ermordung

unschuldiger Menschen am 7. Oktober in Israel und die darauffolgenden militärischen Aus-

einandersetzungen haben die Gefahr eines Flächenbrandes in der Region real werden lassen.

Wir trauern um die israelischen Opfer dieser sinnlosen Gewalt und um die palästinensischen

Familien, die unter der gewalttätigen Politik der Hamas leiden. Inmitten dieser Eskalation der

Gewalt bekräftigenwir unser Engagement für Frieden und Sicherheit und rufen zu einer sofor-

tigen Deeskalation auf. Es ist unerlässlich, dass wir auf allen Ebenen - von den Straßen unserer

Städte bis hin zu den internationalen Arenen - unsere Bemühungen um friedliche Lösungen

verstärken. Es ist von essenzieller Bedeutung, dass in derDiskussionumdenNahostkonflikt das

unveräußerliche Existenzrecht Israels uneingeschränkt anerkannt und verteidigt wird. Dieses

fundamentale Recht ist der Eckpfeiler für die Sicherung des Friedens und der Stabilität in der

Region. In dieser Hinsicht verurteilen wir die andauernden Angriffe auf Israel, die eine direkte

Bedrohung für die Souveränität und Sicherheit des Landes darstellen. Die Bundesrepublik

Deutschland muss in ihrer Außenpolitik dieses Recht konsequent unterstützen und in ihrem

Bemühen, den Konflikt zu deeskalieren, sowohl diplomatische als auch entwicklungspolitische

Maßnahmen ergreifen, die dieses Recht respektieren und fördern. Zugleichmuss für uns in der

Perspektive klar sein, dass nur mit einer, von beiden Seiten getragenen Zwei-Staaten-Lösung

eine akzeptable und dauerhafte Lösung dieses Jahrhundertkonflikts zu schaffen sein kann.

Auch wenn diese Perspektive vor dem Hintergrund der aktuellen Auseinandersetzung nahezu

undenkbar scheint, darf sie nicht als handlungsleitendes Motiv verloren gehen. Jede Form

antisemitischer und menschenfeindlicher Rhetorik und Handlung, ob direkt oder indirekt,

trägt zu einer Atmosphäre der Feindseligkeit und Gewalt bei und darf nicht geduldet werden.

Die Bundesregierung und die gesellschaftlichen Kräftemüssen gemeinsamein Zeichen setzen,

um die jüdische Gemeinschaft und ihre Sicherheit in Deutschland und weltweit zu schützen

und zu stärken.Wir verurteilen jede Solidaritätsbekundungmit der Hamas als das, was sie ist:
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Beschluss I2

ein direkter Angriff auf dieWerte des Friedens, der Menschlichkeit und des Zusammenlebens.

Deshalb fordern wir

• eine kritische Prüfung der Entwicklungshilfe in die Länder und Regionen, in denen bekann-

termaßen terroristische Organisationen sowie antisemitische Politiken beheimatet sind. Wir

müssen hier Klarheit herstellen und diejenigen Kräfte unterstützen, die sich auch in diesen Re-

gionen für Frieden und Menschenrechte einsetzen.

• ein entschiedenes Vorgehen gegen jede Form von Antisemitismus in Deutschland und eine

klare Absage an die Instrumentalisierung dieses Kampfes für rassistische oder politische Zwe-

cke.

In Sachsen-Anhalt setzenwir ein besonderes Zeichen der Hoffnung für jüdisches Leben, indem

binnen kürzester Zeit zwei Synagogen - inDessau-Roßlauund inMagdeburg - neu errichtet und

feierlich eröffnet werden. Dies unterstreicht unser Bekenntnis zur lebendigen jüdischen Kultur

und zum Schutz jüdischer Einrichtungen in unserem Bundesland und in ganz Deutschland. Es

muss klar sein, dass die Sicherheit und dasWohlergehen der jüdischen Gemeinden in Deutsch-

land und der Schutz Israels zur Staatsräson gehören. In diesem Sinne stehen wir solidarisch an

der Seite Israels und aller, die unter der Tyrannei des Terrorismus leiden. Wir verpflichten uns,

den Hass und die Gewalt zu bekämpfen, die auf unseren Straßen und in derWelt zu beobach-

ten sind, und wir werden nicht ruhen, bis die Spirale der Gewalt durchbrochen und der Frieden

im Nahen Osten und darüber hinaus wiederhergestellt ist.

I2

Beschluss
Überweisung

Go East - Eine neue Perspektive für eine progressive Osteuropa-
politik

Der russische Angriffskrieg auf die Ukraine hat das soziale und wirtschaftliche Leben in

der Bundesrepublik Deutschland nachhaltig verändert. Auch wir als SPD mussten unsere

Haltung zu Themen wie der Lieferung von Waffen in Kriegsgebiete oder der Wahrnehmung

internationaler Politik überprüfen.
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Beschluss I2

Die mit dem Krieg verbundenen, massiven Folgen der „Zeitenwende“ haben den Blick auf die

Interessen undWahrnehmungen sowie die Chancen unserer Partner*innen inMittel-, Ost- und

Südosteuropa geändert. Unsere Verfehlungen in der vergangenen Russlandpolitik und die dar-

aus folgenden Pflichten zur Aufarbeitung sollen sich daher insbesondere auf unsere Nachbarn

im Osten konzentrieren, nicht nur unserer Solidarität und der Bereitschaft willen. Mit der Be-

rücksichtigung unserer gemeinsamenGeschichte in Europa und unserer Verantwortung als in-

ternationalistischer Verband möchten wir der jungsozialistischen Idee nachkommen, die Ge-

sellschaft als solche zu formen und den unkritischen Narrativen gegenüber dem russischen

Regime in den ostdeutschen Bundesländern entgegenzustehen.

(Ost-)Deutschland und Sachsen-Anhalt spielen schon seit Jahrhunderten eine Rolle bei unse-

ren östlichen Nachbarn. Seit dem Mittelalter war beispielsweise das Magdeburger Recht ein

wichtiger staatlicher Faktor. VonQuedlinburg bis Charkiwwandten rund 1000 Städte inMittel-

und Osteuropa dieses kaufmännisch geprägte Rechtssystem an. Es ermöglichte städtische Au-

tonomie, die Unantastbarkeit von Leib und Leben, das Recht auf Besitz sowie die individuelle

Freiheit der Bürger – alles Werte, die nun in der Ukraine bedroht sind. In der Moderne wieder-

um waren die Beziehungen nach Mittel- und Osteuropa von den leidvollen Erfahrungen des

ZweitenWeltkriegs und später der sowjetischen Hegemonie innerhalb desWarschauer Paktes

und dem Rat für gegenseitigeWirtschaftshilfe (RGW) geprägt.

Trotz des undemokratischen Einflusses der Sowjetunion unterscheidet sich die Affinität gegen-

über Russland in Ostdeutschland erheblich von Mittel- und Osteuropa. Während im Großteil

der Staaten östlich der ehemaligen DDR die Ablehnung gegenüber dem russischen Regime

hoch ist, finden wir in Ostdeutschland weiterhin eine hohe Zustimmung und wenig kritische

Auseinandersetzung mit der russischen Entwicklung in den letzten Jahren. Wir haben durch

die in Sachsen, Thüringen und Sachsen-Anhalt organisierten Großdemonstrationen gesehen,

wie stark die Russland-Affinität gerade im Osten verankert ist. Während in Westdeutschland

63 Prozent der Bürger*innen die Unterstützung der Ukraine mit Waffen befürworten, sind es

im Osten Deutschlands lediglich 40 Prozent.

In der Vergangenheit hatte besonders Deutschland von der wirtschaftlichen Kooperation mit

Russland profitiert, ohne dies mit politischen Forderungen zu verknüpfen. Die universelle Ver-

fügbarkeit russischen Gases hat beispielsweise im sachsen-anhaltischen Chemiedreieck zu

großen Standortvorteilen geführt, während wir damit die Voraussetzung für eine noch stär-

kere Bedrohungslage unserer mittel- und osteuropäischen Nachbarn geschaffen haben.

Als SPD sehen uns in der Verantwortung, diese Fehler aufzuzeigen. Nicht nur unsere Position

in der Mitte von Europa, sondern auch unsere Geschichte eines geteilten Staates, verwurzelt

sowohl im westlichen als auch im östlichen Teil des Kontinents, bieten uns die Möglichkeit,

ein Scharnier zwischen den Interessen der westeuropäischen und osteuropäischen Staaten zu
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Beschluss I2

sein. Wir sehen uns in der Pflicht zu erkennen, dass wir unsere Position vor allem für west-

europäische Interessen genutzt und damit die Interessen und Lebenswahrheiten Mittel- und

Osteuropas hintenangestellt haben.

Mit den Montagsdemonstrationen, direkt anschließend an die Covid-Proteste, sahen wir auch

in Sachsen-Anhalt eine extreme Mobilisierung und eine klare Veränderung in der europapoli-

tischen Debatte. Rechte Gruppierungen, darunter die AfD und die “Freien Sachsen”, bedienten

sich klar bei von der russischen Regierung beeinflussten Narrativen, die Angst schürten und

somit den Destabilisierungsbemühungen Moskaus zuarbeiteten. Auch die Bemühungen des

stellvertretenden AfD-Landesvorsitzenden Hans-Thomas Tillschneider, mit Unterstützung der

AfD-Landespartei und der Landtagsfraktion, durch eine russische “Hilfsorganisation” im Sep-

tember 2022 in den russisch besetztenTeil der Ostukraine zu reisen, umunter demSlogan “Ami

go home” den Schulterschluss zwischen Deutschland und Russland zu propagieren, werden

von uns nicht vergessen. Wir sehen eine Kooperation innerhalb der europäischen Rechten, die

eindeutig versucht, unsere Demokratie mit einer nationalistischen und menschenverachten-

den Agenda zu verdrängen.

Forderungen, die Nord Stream 2-Pipeline-Stream zu reparieren und jegliche Propagierung rus-

sischer Erzählungen über die Verhandlungsbereitschaft Russlands lehnen wir daher ab. Das

russische Regime zeigt immer wieder, dass es nicht bereit ist zu verhandeln. Für die Erreichung

seiner Kriegsziele ist es auchweiterhin bereit, Menschenrechtsverletzungen und Kriegsverbre-

chen in der Ukraine zu begehen. Unsere Antwort darauf kann also nur sein: Wir unterstützen

die Ukraine in ihrem Kampf um Souveränität und auf ihrem Weg in die Europäische Union.

Dazu gehört für uns neben der kontinuierlichen finanziellen und humanitären Hilfe auch die

Lieferung vonWaffen.

Über den Krieg hinaus wird die Ukraine Hilfen brauchen, um ihr Landwieder aufzubauen. Dar-

ummüssenwir gemeinsamdafür sorgen, dass die Ukraine sich von diesem schrecklichen Krieg

erholt und Teil unserer Europäischen Gemeinschaft werden kann. Notwendig dafür wird unter

anderem ein Wiederaufbauprogramm sein. Auch Sachsen-Anhalt kann und sollte seinen Teil

dazu beitragen - mit neuen Städtepartnerschaften, verstärktem Austausch und wirtschaftli-

cher Kooperation. Bei Hilfen zumWiederaufbau und einer europäischen Integration der Ukrai-

ne gilt es jedoch zu beachten, dass diese auf Augenhöhe geschehen und keine einseitigen Vor-

teile für die Staaten der Europäischen Union in den Vordergrund gestellt werden. In diesen

Verhandlungen muss die Ukraine Handlungs- und Gestaltungsmacht erhalten.

Auch sicherheitspolitisch hat sich seit dem Angriff auf die Ukraine viel verändert. Für uns ist

klar:Wir nehmen die Ängste und Sorgen unserer osteuropäischen Nachbarn ernst. Der plötzli-

cheÜberfall auf dieUkrainehat unsdie schrecklicheWahrheit aufgezeigt,wie real dieseÄngste

sind. Während wir vor über einem Jahr noch dachten, ein Krieg inmitten von Europa sei nicht
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Beschluss I2

mehr möglich, sind wir im letzten Jahr Zeugen des Gegenteils geworden. Die Gefahr ist re-

al. Das bedeutet auch, dass wir unseren Sicherheitsbegriff erweitern und die Sicherheitspoli-

tik in Europa stärken müssen, jedoch nicht die nationale Aufrüstung aller Einzelstaaten. Wir

stehen weiterhin zu der Forderung einer gemeinsamen europäischen Armee zugunsten natio-

naler Abrüstung. Nur so werden wir unsere zukünftige Sicherheit gut organisieren können. In

einem solch engen Bündnis wie der Europäischen Union ist die Existenz von 27 Armeen nicht

sinnvoll. Wir verstehen aber, dass aufgrund der leidvollen Erfahrungen der mittel- und osteu-

ropäischen Staaten durch den von Deutschland angezettelten Zweiten Weltkrieg das Bedürf-

nis nach nationaler Sicherheit durch eigene Armeen hoch ist. Hier werden wir viel Vertrauen

(wieder-)aufbauen müssen. Dies gelingt uns am besten mit der Gemeinsamen Europäischen

Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) und der Gemeinsamen Europäischen Verteidigungspoli-

tik (GSVP), für welche wir klar einstehen.

Um gemeinsam gegen die drohenden Gefahren anzukommen, braucht es starke, grenzüber-

greifende Verbindungen und Lösungen. Unsere Grenzregionen müssen gestärkt werden und

eine verbindende Wirkung zu erhalten, die ein gemeinsames Europa ermöglicht. Konkret gilt

es, politisch Vereine und Organisationen zu unterstützen, die grenzübergreifende Begegnun-

gen schaffen, Vorurteile und das damit verbundeneUnbehagen abbauen. Auch den grenzüber-

greifenden “Euroregionen” an sich muss eine größere Relevanz und Bedeutung zugesprochen

werden. Diese stellen eine gute Möglichkeit dar, grenzübergreifende Zentren aufzubauen, die

sowohl territoriale als auchmentaleGrenzen verschwinden lassen.Mecklenburg-Vorpommern

hat mit dem Konzept des „demokratischen Ostseeraums“ bereits einen guten Schritt in die-

se Richtung vorgelegt. In Sachsen-Anhalt wiederum wird das geplante Zukunftszentrum für

Deutsche Einheit und Europäische Transformation eine Möglichkeit darstellen, internationale

Kooperation zu fördernundAntwortenauf die internationalenHerausforderungender Zukunft

zu geben.Wir als SPD sollten dies in Verbindungmit unseren Partnerverbänden in Mittel- und

Osteuropa aktiv begleiten.

Derzeit haben es progressive Bewegungen und Parteien in Mittel- und Osteuropa besonders

schwer. Konservativ-nationalistische Politik in Verbindung mit autoritären Staatsumbauten

sind auf dem Vormarsch. Das zeigt sich auch in der Gesellschaft und an den Grenzen. Um-

so wichtiger ist es, die progressiven politischen Kräfte in den Ländern stärker zu vernetzen

und zusammenzubringen. Das ist unsere Verantwortung als Netzwerkpartei. Dafür benötigt

es mehr gemeinsame Foren und Austauschmöglichkeiten mit unseren Schwesterparteien in

Mittel- und Osteuropa, aber auch mit Gewerkschaften und zivilgesellschaftlichen Organisa-

tionen. Wir brauchen ein internationales Engagement gegen anti-europäische Umtriebe und

einengrenzüberschreitendenKampf fürAntifaschismusundAntirassismus.Der Siegder sozial-

liberalen Oppositionsparteien in Polen bei den Wahlen zum Sejm am 15. Oktober 2023 bietet

neue Impulse für ein solches Engagement.
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Beschluss I2

Auswirtschaftspolitischer Sicht eint uns und unsere östlichenNachbarn bereits vieles. Das Sys-

tem der Planwirtschaft, der gewaltige Strukturbruch und eine weitreichende Transformation

waren und sind eine gemeinsame Erfahrung. Viele lokale Unternehmen mussten schließen,

viele Unternehmen mit Sitz in Westeuropa haben die Chancen für eine Übernahme genutzt.

Ost- und Mitteleuropa ist wie Ostdeutschland in Teilen zur verlängerten Werkbank des Wes-

tens geworden. Geringe Löhne und schlechtere Arbeitsbedingungen sind grenzüberschreitend

die Folge. So liegtweiterhin imöstlichenTeil der EuropäischenUnion imVergleich zuWesteuro-

pa eine deutlich andereWirtschaftsstruktur vor. Die VermögenundMöglichkeiten, in Zukunfts-

technologien zu investieren, sind erheblich geringer. Gleiches gilt für staatliche Investitionen

und Beihilfen.

Wir werden gemeinsam die grüne Transformation des 21. Jahrhunderts meisternmüssen. Um-

so wichtiger ist im gemeinsamen Interesse, dass seitens der EU ausreichend Mittel zur Unter-

stützung der anstehenden Investitionen zur Verfügung gestellt werden. Programme wie der

Just Transition Fund und der Green New Deal sind dafür gute Instrumente. Für eine wirklich

schlagkräftige Europäische Union im industriepolitischen Bereich sind aber weitere Förderun-

gen notwendig. So fordern wir zum einen die Einrichtung europäischer Eigenmittel zur Be-

kämpfung der strukturellen Benachteiligung Osteuropas.

Zum anderen kann gute Transformation nur mit guter Arbeit gelingen. Mit dem Strukturwan-

del der neunziger Jahre hat sich auch die Arbeitsrealität in Ostdeutschland und Mitteleuropa

geändert. Die Transformation ermöglicht uns, dies zu ändern.West und Ost sollen sich künftig

auf Augenhöhe begegnen. Entscheidungenwie dieMindestlohnrichtlinie sind dafür der richti-

geWeg.Darüber hinaus benötigt esweiterhin Initiativen, beispielsweise fürmehrTarifbindung

und betriebliche Mitbestimmung in der gesamten Europäischen Union.

Überweisen an

Landesparteirat, Landesvorstand
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